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AsylG 2005 857

AVG 868

BFA-VG 817 Abs1

B-VG Art133 Abs4

. AsylG 2005 § 57 heute

AsylG 2005 § 57 gultig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 86/2021

AsylG 2005 § 57 gultig von 20.07.2015 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 8 57 gliltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 57 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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AVG § 68 heute

AVG § 68 gtiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 68 gtiltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995
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BFA-VG 8 17 glltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
BFA-VG 8 17 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
BFA-VG 8 17 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
BFA-VG 8 17 gliltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG 8 17 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
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6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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L515 2262037-2/4Z
L515 2262037-2/4Z,

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter tber die Beschwerde von XXXX
, geb. am XXXX , StA der Republik Georgien, vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH - BBU, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
15.6.2023, ZI. XXXX , zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als
Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40, geb. am romisch 40, StA der Republik Georgien, vertreten durch
die Bundesagentur fur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen GmbH - BBU, gegen den Bescheid des

Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 15.6.2023, ZI. rémisch 40, zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid wird die aufschiebende Wirkung gem.8 17 Abs. 1 BFA-VG nicht
zuerkannt.A) Der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid wird die aufschiebende Wirkung gem. Paragraph 17,
Absatz eins, BFA-VG nicht zuerkannt.

B) Die Revision ist gemald Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigB) Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.
Verfahrensleitender Beschluss

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter Gber in der Beschwerdesache
von XXXX , geb. am XXXX , StA der Republik Georgien, vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen GmbH - BBU, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
15.6.2023, ZI. XXXX , beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als
Einzelrichter Gber in der Beschwerdesache von romisch 40, geb. am rémisch 40, StA der Republik Georgien, vertreten
durch die Bundesagentur fur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen GmbH - BBU, gegen den Bescheid des
Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom 15.6.2023, ZI. rémisch 40, beschlossen:

Das Ermittlungsverfahren wird gem. 88 17, 31 Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idgF iVm 8§ 39 Abs. 3 AVG fir geschlossen erklart.Das
Ermittlungsverfahren wird gem. Paragraphen 17, 31, Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 33 aus 2013, idgF in Verbindung mit
Paragraph 39, Absatz 3, AVG fur geschlossen erklart.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrenshergangromisch eins. Verfahrenshergang

I.1. Die beschwerdefiihrende Partei (in weiterer Folge kurz als ,bP” bezeichnet), ist ein Staatsangehdriger der Republik
Georgien und brachte nach rechtswidriger Einreise in das Hoheitsgebiet der Europaischen Union und in weiterer Folge
nach Osterreich am 23.5.2022 bei der belangten Behérde (in weiterer Folge ,bB“) einen Antrag auf internationalen
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Schutz ein. rémisch eins.1. Die beschwerdefuhrende Partei (in weiterer Folge kurz als ,bP" bezeichnet), ist ein
Staatsangehdriger der Republik Georgien und brachte nach rechtswidriger Einreise in das Hoheitsgebiet der
Europdischen Union und in weiterer Folge nach Osterreich am 23.5.2022 bei der belangten Behdrde (in weiterer Folge
.bB") einen Antrag auf internationalen Schutz ein.

Die bP brachte im Erstverfahren zusammengefasst vor, sie ware nach ihrer erstmaligen rechtswidrigen Einreise und
Antragstellungen in Polen, Osterreich, der BRD und Frankreich (zuletzt wére ihr Antrag in Frankreich abgewiesen
worden) wieder nach Georgien zur ihrer Familie zurlickgekehrt, welche zwischenzeitig aus der BRD abgeschoben
worden ware. Dort ware sie von Polizeibeamten misshandelt und wegen ihres politischen Engagements bedroht und
misshandelt worden. Im Laufe des Verfahrens wechselte sie ihr Vorbringen aus und behauptete, von ihr unbekannten
Mitgliedern des Geheimdienstes bedroht worden zu sein. Worauf sie Georgien neuerlich verlieR.

Im Panksisital hatte sie eine fur dortige Verhaltnisse relativ grof3e Landwirtschaft betrieben. Diese betreiben nunmehr
ihre Eltern.

Ua. brachte die bP vor, ihre Gattin und sie hatten anlasslich der Demonstrationen im Pankisital gegen die Errichtung
einer StraBe nach Russland, der Errichtung einer Stromleitung und des Baues eines weiteren Wasserkraftwerkens ein
Inveriew gegeben. Hierzu gab sie anlasslich der niederschriftlichen Einvernahme vor der bB Folgendes an:

seve

A.: Meine Frau und ich sind von einer Journalistin namens XXXX , sie arbeitet flr die Zeitung XXXX , interviewt worden
und wir sagten damals, dass wir gegen den Bau eines dritten Kraftwerks und gegen den Bau einer neuen Stral3e waren.
Ich sage auch, dass ich in meiner Funktion als Rechtsanwalt einer Frau geholfen hatte und nunmehr von ihrem Gatten
bedroht wirde. Die Polizei wirde sich an Jugendliche wenden und diese auffordern nicht an den Demonstrationen
gegen das Kraftwerk und die neue Stral3e zu wenden. Die Demonstranten waren nach Beendigung der Demonstration
wutend und wirden die Wut an den eigenen Frauen auslassen. Das sagte ich wahrend des Interviews. Das Interview
hat im Juni 2021 stattgefunden. Ich mdchte Ihnen ein Video senden und Ihnen beweisen, dass das Interview
stattgefunden hat.

F.: Was wollen Sie nun damit beweisen, was flr Ihr Asylverfahren wichtig ist.

A.: Ich méchte beweisen, dass ich im Juni 2021 einer Journalistin namens XXXX ein Interview gegeben habe. Das ist
alles.,,..., A.: Meine Frau und ich sind von einer Journalistin namens romisch 40, sie arbeitet fir die Zeitung romisch 40,
interviewt worden und wir sagten damals, dass wir gegen den Bau eines dritten Kraftwerks und gegen den Bau einer
neuen StralBe waren. Ich sage auch, dass ich in meiner Funktion als Rechtsanwalt einer Frau geholfen hatte und
nunmehr von ihrem Gatten bedroht wirde. Die Polizei wirde sich an Jugendliche wenden und diese auffordern nicht
an den Demonstrationen gegen das Kraftwerk und die neue StraBe zu wenden. Die Demonstranten waren nach
Beendigung der Demonstration wiitend und wirden die Wut an den eigenen Frauen auslassen. Das sagte ich wahrend
des Interviews. Das Interview hat im Juni 2021 stattgefunden. Ich méchte Thnen ein Video senden und Ihnen beweisen,
dass das Interview stattgefunden hat., , F.: Was wollen Sie nun damit beweisen, was fur Ihr Asylverfahren wichtig ist.,
A.: Ich mochte beweisen, dass ich im Juni 2021 einer Journalistin namens rémisch 40 ein Interview gegeben habe. Das
ist alles.

u

I.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch genannten Bescheid der bB gemaf§ 3
Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§ 8 Abs. 1
Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat der bP nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I1.). Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Griinden gemal3 § 57 wurde nicht
erteilt. Gemal § 10 Abs. 1 Z 2 AsylGiVm § 9 BFA-VG wurde gegen die bP eine Ruckkehrentscheidung gemafl3§ 52 Abs. 2
Z 2 FPG erlassen und gemaR § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass eine Abschiebung in ihren Herkunftsstaat gemal § 46
FPG zulassig sei. Der Beschwerde wurde gem. § 18 (1) Z 1 BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt. Eine Frist zur
freiwilligen Ausreise wurde nicht gewahrt. In Bezug auf die bP wurde ein Einreiseverbot in der Dauer von 5
Jahr/Jahren” erlassen.romisch eins.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch
genannten Bescheid der bB gemdall Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines
Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde
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der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat der bP nicht zugesprochen (Spruchpunkt
réomisch zwei.). Ein Aufenthaltstitel aus bericksichtigungswirdigen Grinden gemal Paragraph 57, wurde nicht erteilt.
Gemal’ Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG in Verbindung mit Paragraph 9, BFA-VG wurde gegen die bP eine
Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, Absatz 2, Ziffer 2, FPG erlassen und gemaR Paragraph 52, Absatz 9, FPG
festgestellt, dass eine Abschiebung in ihren Herkunftsstaat gemaR Paragraph 46, FPG zuldssig sei. Der Beschwerde
wurde gem. Paragraph 18, (1) Ziffer eins, BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt. Eine Frist zur freiwilligen
Ausreise wurde nicht gewahrt. In Bezug auf die bP wurde ein Einreiseverbot in der Dauer von 5 ,Jahr/Jahren” erlassen.

[.2.1. Im Rahmen der Beweiswulrdigung erachtete die bB das Vorbringen der bP in Bezug auf die Existenz einer
aktuellen Gefahr einer Verfolgung als nicht glaubhaft. Die bB verwies insbesondere auf die im Vorbringen
aufgetretenen Ungereimtheiten.rémisch eins.2.1. Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die bB das Vorbringen
der bP in Bezug auf die Existenz einer aktuellen Gefahr einer Verfolgung als nicht glaubhaft. Die bB verwies
insbesondere auf die im Vorbringen aufgetretenen Ungereimtheiten.

Dass die bP das von ihr genannte Interview mit dem von ihr zusammengefassten Interview gab, wurde seitens der bB
nicht in Abrede gestellt.

1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der bP traf die belangte Behorde ausfuhrliche und
schlUssige Feststellungen.rémisch eins.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der bP traf
die belangte Behorde ausfuhrliche und schlissige Feststellungen.

1.2.3. Rechtlich fuhrte die belangte Behérde aus, dass weder ein unter Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GKF noch unter§ 8
Abs. 1 AsylG zu subsumierender Sachverhalt hervorkam. Es hatten sich weiters keine Hinweise auf einen
Aufenthaltstitel aus berUcksichtigungswirdigen  Grinden gemdR§ 57 AsylG ergeben und stelle die
Ruckkehrentscheidung auch keinen ungerechtfertigten Eingriff in Art. 8 EMRK dar und stelle sich die Abschiebung als
zuldssig dar. Da die bP aus einem sicheren Herkunftsstaat stammt, wurde der Beschwerde die aufschiebende Wirkung
aberkannt (§ 18 (1) 1 BFA-VG).romisch eins.2.3. Rechtlich fuhrte die belangte Behorde aus, dass weder ein unter Artikel
eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GKF noch unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zu subsumierender Sachverhalt
hervorkam. Es hatten sich weiters keine Hinweise auf einen Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswuirdigen Grinden
gemal Paragraph 57, AsylG ergeben und stelle die Ruckkehrentscheidung auch keinen ungerechtfertigten Eingriff in
Artikel 8, EMRK dar und stelle sich die Abschiebung als zuldssig dar. Da die bP aus einem sicheren Herkunftsstaat
stammt, wurde der Beschwerde die aufschiebende Wirkung aberkannt (Paragraph 18, (1) 1 BFA-VG).

I.3. Gegen den genannten Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist Beschwerde
erhoben. romisch eins.3. Gegen den genannten Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener
Frist Beschwerde erhoben.

Im Wesentlichen wurde unter Verweis auf das bisherige Vorbringen vorgebracht, dass die bB rechts- und
tatsachenirrig vorging.

I.4. Mit ho. Erkenntnis vom 23.2.2023 GZ. L515 2262037-1/7E wurde die Beschwerde mit der MaRgabe abgewiesen,
dass das in Bezug auf die bP erlassene Einreiseverbot auf die Dauer von 2,5 Jahren herabgesetzt wird. In Bezug auf die
Einschatzung der seitens der bP vorgetragenen Ausreisegriinde schloss sich das ho. Gericht den Ausfihrungen der bP
an.romisch eins.4. Mit ho. Erkenntnis vom 23.2.2023 GZ. L515 2262037-1/7E wurde die Beschwerde mit der Mal3gabe
abgewiesen, dass das in Bezug auf die bP erlassene Einreiseverbot auf die Dauer von 2,5 Jahren herabgesetzt wird. In
Bezug auf die Einschatzung der seitens der bP vorgetragenen Ausreisegriinde schloss sich das ho. Gericht den
Ausfiihrungen der bP an.

I.5. Ein beim VWGH eingebrachter Antrag auf Verfahrenshilfe zur Einbringung einer auer-ordentlichen Revision wurde
mit do. Beschluss vom 27.3.2023 abgewiesen.romisch eins.5. Ein beim VwWGH eingebrachter Antrag auf Verfahrenshilfe
zur Einbringung einer aulRer-ordentlichen Revision wurde mit do. Beschluss vom 27.3.2023 abgewiesen.

I.6. Am 28.3.2023 stellte die bP einen neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz. Sie brachte nunmehr vor, in
Osterreich telefonische Bedrohungen zu erhalten. Ebenso wiirde ihre Familie in Georgien bedroht und hitte sich
veranlasst gesehen, das Land zu verlassen. Sie ware in Georgien auch wegen einer ihr nicht bekannten Sache zum
Gericht geladen worden, ebenso hatte die Polizei das Haus der bP fotografiert.rémisch eins.6. Am 28.3.2023 stellte die
bP einen neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz. Sie brachte nunmehr vor, in Osterreich telefonische
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Bedrohungen zu erhalten. Ebenso wiirde ihre Familie in Georgien bedroht und hatte sich veranlasst gesehen, das Land
zu verlassen. Sie ware in Georgien auch wegen einer ihr nicht bekannten Sache zum Gericht geladen worden, ebenso
hatte die Polizei das Haus der bP fotografiert.

Man bedrohte sie auch, dass man ihrem Sohn enthaupten wiurde, sollte sie nicht in Russland kampfen, zumal sie auch
die russische Staatsburgerschaft besitze.

Sie beflrchte insbesondere, man werde sie in Georgien anlasslich einer fingierten Straftat verurteilen. Ebenso
beflirchte sie, man wirde sie in der Russischen Féderation in den Krieg schicken.

Die bP legte ein Schreiben einer ,Staatsburgerin von Georgien” wohnhaft XXXX vor, in dem sie angab, dass die bP
.wahrend seines Aufenthaltes in Georgien Opfer von Gewalt und Verfolgung seitens der Behérden war. Grund dafur
war, dass er die Interessen der Bevélkerung im Pankissi-Tal aktiv vertreten hatte. Er war einer der Organisatoren der
Protestaktion gegen den Bau eines Wasserkraftwerkes und einer Autobahn zwischen Tschetschenen und Georgien. Er
hat die gegen die ethnischen Minderheiten und besonders gegen die im Pankissi-Tal lebenden Tschetschenen
gerichtete repressive Politik der Regierung scharf kritisiert [Sie], wie eine Vertreterin des XXXX bezeuge, dass er wegen
seiner aktiven Tatigkeit von den Behdrden kérperlich und psychisch unter Druck stand und alles auch wir, seine
Nachbarn mitbekommen haben. Um sein Leben zu retten, ware er gezwungen gewesen, Georgien zu verlassen”. Die
bP legte ein Schreiben einer ,Staatsbilrgerin von Georgien” wohnhaft rémisch 40 vor, in dem sie angab, dass die bP
+~wahrend seines Aufenthaltes in Georgien Opfer von Gewalt und Verfolgung seitens der Behérden war. Grund dafur
war, dass er die Interessen der Bevolkerung im Pankissi-Tal aktiv vertreten hatte. Er war einer der Organisatoren der
Protestaktion gegen den Bau eines Wasserkraftwerkes und einer Autobahn zwischen Tschetschenen und Georgien. Er
hat die gegen die ethnischen Minderheiten und besonders gegen die im Pankissi-Tal lebenden Tschetschenen
gerichtete repressive Politik der Regierung scharf kritisiert [Sie], wie eine Vertreterin des romisch 40 bezeuge, dass er
wegen seiner aktiven Tatigkeit von den Behdrden kérperlich und psychisch unter Druck stand und alles auch wir, seine
Nachbarn mitbekommen haben. Um sein Leben zu retten, ware er gezwungen gewesen, Georgien zu verlassen”.

Weiters legte die bP eine Bestatigung eines Mitgliedes des XXXX vor, wo dieser angab, die bP ,war vor seiner Ausreise
aus Georgien aktiv damit beschaftigt, die Interessen der Bewohner des Pankissi Tals zu vertreten. Er hatte auf Grund
dieser Tatigkeit Probleme mit den Behdrden, we[llche ihn und seine Familienmitglieder erpresst, eingeschiichtert und
psychisch unterdriickt hatten. Er wurde ohne Grund zur Polizei geladen und befragt. Das alles geschah vor den Augen
der Nachbarn bzw. vor unseren Augen. XXXX hat so viel Druck und unmenschliche Behandlung seitens der Behdrden
nicht mehr ausgehalten und war gezwungen, das Land zu verlassen."Weiters legte die bP eine Bestatigung eines
Mitgliedes des romisch 40 vor, wo dieser angab, die bP ,war vor seiner Ausreise aus Georgien aktiv damit beschaftigt,
die Interessen der Bewohner des Pankissi Tals zu vertreten. Er hatte auf Grund dieser Tatigkeit Probleme mit den
Behorden, we[llche ihn und seine Familienmitglieder erpresst, eingeschiichtert und psychisch unterdrickt hatten. Er
wurde ohne Grund zur Polizei geladen und befragt. Das alles geschah vor den Augen der Nachbarn bzw. vor unseren
Augen. rémisch 40 hat so viel Druck und unmenschliche Behandlung seitens der Beh&drden nicht mehr ausgehalten
und war gezwungen, das Land zu verlassen.”

Ebenso verwies die bP erneut auf das bereits im Erstverfahren genannte Interview und legte hiervon einen Ausdruck
aus dem Internet vor.

Sie hatte sich in ihrer Sache vor ihrer Ausreise auch an die Ombudsfrau gewandst, diese hatte jedoch nicht geantwortet.
Die bP leide an psychischen Problemen.

I.7. Der Antrag der bP wurde gem.§ 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zuriickgewiesen. Ein Aufenthaltsrecht
gem. § 57 AsylG wurde nicht erteiltromisch eins.7. Der Antrag der bP wurde gem. Paragraph 68, Absatz eins, AVG
wegen entschiedener Sache zurtickgewiesen. Ein Aufenthaltsrecht gem. Paragraph 57, AsylG wurde nicht erteilt.

Die bP ging davon aus, dass das nunmehr erstattete Vorbringen keinen glaubhaften Kern enthalt. Dies wurde im
Rahmen der Beweiswirdigung ausfuhrlich und schlissig begriindet.

In Bezug auf den Ausdruck aus dem Internet, in welchem die bP das genannte Interview gab, fuhrte die bB aus, dass
dieses bereits anlasslich der Einvernahme im Erstverfahren am 8.8.2022 genannt wurde und ein neuer Sachverhalt in
diesem Zusammenhang nicht erkennbar ist.

1.8. Gegen den genannten Bescheid wurde seitens der bP eine Beschwerde eingebracht. Im Wesentlichen brachte die
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bP vor, die bB ware rechts- und tatsachenirrig vorgegangen. Die bB verkenne insbesondere, dass das nunmehrige
Vorbringen einen glaubhaften Kern enthalte und somit der Antrag nicht wegen entschiedener Sache zurlickzuweisen
gewesen ware.romisch eins.8. Gegen den genannten Bescheid wurde seitens der bP eine Beschwerde eingebracht. Im
Wesentlichen brachte die bP vor, die bB ware rechts- und tatsachenirrig vorgegangen. Die bB verkenne insbesondere,
dass das nunmehrige Vorbringen einen glaubhaften Kern enthalte und somit der Antrag nicht wegen entschiedener

Sache zurlickzuweisen gewesen ware.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt)

I1.1.1. Die beschwerdefiuhrende Parteiromisch zwei.1.1. Die beschwerdefihrende Partei

Bei der bP handelt es sich um einen im Herkunftsstaat der Ethnie der Kisten angehdrigen georgischen Staatsburger,
welcher aus einem Uberwiegend von Kisten bewohnten Gebiet stammt.

Zur individuellen Versorgungssituation der bP wird weiters festgestellt, dass diese in ihrem Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verfiigt. Bei der volljahrigen bP handelt es sich um einen mobilen, anpassungsfahigen,
jungen, gesunden, arbeitsfahigen Menschen. Einerseits stammt der bP aus einem Staat, auf dessen Territorium die
Grundversorgung der Bevolkerung gewahrleistet ist und andererseits gehort die bP keinem Personenkreis an, von
welchem anzunehmen ist, dass sie sich in Bezug auf ihre individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedurftiger
darstellt als die Ubrige Bevolkerung, welche ebenfalls fur ihre Existenzsicherung aufkommen kann. So war es der bP
auch vor dem Verlassen ihres Herkunftsstaates méglich, dort ihr Leben zu meistern.

Der bP stiinde es frei, im Falle einer Ruckkehr neuerlich seinen Erwerb und den seiner Familie aus den Ertragnissen der
bereits genannten Landwirtschaft zu bestreiten.

Die volljahrigen bP hat auch Zugang zum Arbeitsmarkt ihres Herkunftsstaates und es steht ihr frei, eine Beschaftigung
bzw. zumindest Gelegenheitsarbeiten anzunehmen, falls sie es ablehne, Landwirtschaft zu betreiben.

Ebenso hat die bP Zugang zum -wenn auch minder leistungsfahige als das Osterreichische- Sozialsystem des
Herkunftsstaates und kénnte dieses in Anspruch zu nehmen.

Daruber hinaus ist es den bP unbenommen, Ruckkehrhilfe in Anspruch zu nehmen und sich im Falle der Bedurftigkeit
an eine im Herkunftsstaat karitativ tatige Organisation zu wenden es sei an dieser Stelle auch auf das staatliche
UnterstlUtzungsprogramm fir Rickkehrer hingewiesen).

Die bP verfugt im Rahmen einer Gesamtschau Uber eine gesicherte Existenzgrundlage in Georgien. Aufgrund der
getroffenen Ausfuhrungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im Falle einer
Riickkehr in ihren Herkunftsstaat jedenfalls ihre dringendsten Bedurfnisse befriedigen kann und nicht in eine, allfallige
Anfangsschwierigkeiten Gberschreitende, dauerhaft aussichtslose Lage gerat.

Die bP halt sich ca. 14 Monate im Bundesgebiet auf.

Die bP habt in Osterreich einen Onkel. Sie lebt mit keiner nahe stehenden Person zusammen, welche nicht zur
Kernfamilie zu zdhlen ist. Sie mochte offensichtlich ihr kiinftiges Leben in Osterreich gestalten.

I.1.2. Die Lage im Herkunftsstaat im Herkunftsstaat der bPréomisch zwei.1.2. Die Lage im Herkunftsstaat im
Herkunftsstaat der bP

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat ist in Ubereinstimmung mit der belangten Behérde
davonauszugehen, dass von einer unbedenklichen Sicherheitslage auszugehen ist. Ebenso ist in Bezug auf die Lage der
Menschenrechte davon auszugehen, dass sich hieraus in Bezug auf die bP ein im Wesentlichen unbedenkliches Bild
ergibt. Ebenso ist davon auszugehen, dass im Herkunftsstaat die Grundversorgung der Bevdlkerung gesichert ist, eine
soziale Absicherung auf niedrigem Niveau besteht, die medizinische Grundversorgung -auch in Bezug auf psychische
Erkrankungen- flachendeckend gewahr-leistet ist, Rickkehrer mit keinen Repressalien zu rechnen haben und in die

Gesellschaft integriert werden. Diese Feststellungen gelten auch fur die Angehérigen ethnischer Minderheiten.

Weiters ist in Ubereinstimmung mit der bB davon auszugehen, dass es sich beim Herkunfts-staat der bP um einen
sicheren Herkunftsstaat iSd § 19 BFA-VG handelt.Weiters ist in Ubereinstimmung mit der bB davon auszugehen, dass

es sich beim Herkunfts-staat der bP um einen sicheren Herkunftsstaat iSd Paragraph 19, BFA-VG handelt.
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2. Beweiswirdigung

[1.2.1. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der aulRer Zweifel
stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein
ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.romisch zwei.2.1. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den
bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in
der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.

11.2.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufihren, dass es sich hierbei aus der Sicht des erkennenden Gerichts um
eine ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges- handelt,
welche es erméglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Die
getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter Berucksichtigung
der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer Gesamtschau
Aktualitat zu.rémisch zwei.2.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und
abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufuhren, dass es sich hierbei aus der
Sicht des erkennenden Gerichts um eine ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl staatlichen, als auch
nichtstaatlichen Ursprunges- handelt, welche es ermdglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im
Herkunftsstaat zu machen. Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen
Gesamtschau unter Berucksichtigung der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen
im Rahmen einer Gesamtschau Aktualitat zu.

Die bP trat auch den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen und wird neuerlich
darauf hingewiesen, dass die Republik Osterreich den Herkunftsstaat der bP als sicheren Herkunftsstaat im Sinne des §
19 BFA-VG betrachtet und daher von der normativen Vergewisserung der Sicherheit des Herkunftssattes der bP
auszugehen ist. Die bP trat auch den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen und
wird neuerlich darauf hingewiesen, dass die Republik Osterreich den Herkunftsstaat der bP als sicheren
Herkunftsstaat im Sinne des Paragraph 19, BFA-VG betrachtet und daher von der normativen Vergewisserung der
Sicherheit des Herkunftssattes der bP auszugehen ist.

I1.2.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufihren, dass die von der belangten Behorde
vorgenommene freie Beweiswlrdigung (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76; Hauer/Leukauf, Handbuch des
Osterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305) im hier dargestellten Rahmen im Sinne
der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im Wesentlichen von ihrem objektiven Aussagekern her in sich
schlissig und stimmig ist.rémisch zwei.2.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufihren, dass
die von der belangten Behorde vorgenommene freie Beweiswirdigung (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76;
Hauer/Leukauf, Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305)
im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im Wesentlichen von ihrem
objektiven Aussagekern her in sich schlissig und stimmig ist.

Die Ausfihrungen der bB sind fur sich als tragfahig anzusehen und geht die bP zu Recht davon aus, dass das
nunmehrige Vorbringen der bP keinen glaubhaften Kern in Bezug auf die Existenz weiterer Ruckkehrhindernisse im
Vergleich zum Erstverfahren enthalt.

Soweit die bP nunmehr Internetausziige in Bezug auf das von ihr gegebene Interview vorlegt und diese von der bB
nicht Ubersetzt wurden, ist anzufihren, dass die bP bereits im Erstverfahren im Rahmen der niederschriftlichen
Einvernahme, welcher der Beweiswert des § 15 AVG zukommt, eine Zusammenfassung des Inhaltes des Interviews
wiedergab, welche bereits der Entscheidungsfindung im Erstverfahren zu Grunde lag. Wie bereits erwahnt, wurde im
Erstverfahren der Umstand, dass die bP das genannte Interview mit dem behaupteten Inhalt gab, nicht in Abrede
gestellt.Soweit die bP nunmehr Internetauszige in Bezug auf das von ihr gegebene Interview vorlegt und diese von der
bB nicht Ubersetzt wurden, ist anzufihren, dass die bP bereits im Erstverfahren im Rahmen der niederschriftlichen
Einvernahme, welcher der Beweiswert des Paragraph 15, AVG zukommt, eine Zusammenfassung des Inhaltes des
Interviews wiedergab, welche bereits der Entscheidungsfindung im Erstverfahren zu Grunde lag. Wie bereits erwahnt,
wurde im Erstverfahren der Umstand, dass die bP das genannte Interview mit dem behaupteten Inhalt gab, nicht in
Abrede gestellt.
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Die bP brachte weder anlasslich der niederschriftlichen Einvernahme am 8.8.2022, noch im gegenstandlichen
Verfahren weder Einwande gegen die im Erstverfahren aufgenommene Niederschrift vor, noch gab sie an, dass sich
ihre damalige Zusammenfassung als unvoll-standig oder falsch darstellen wirde. Die bB ging daher zurecht davon aus,
dass der wesentliche, objektive Aussagekern der genannten Internetauszuige bereits ins Erstverfahren Eingange fand
und im gegenstandlichen Fall keiner Neubeurteilung bedtrfen. Eine Ubersetzung konnte daher unterbleiben.

3. Rechtliche Beurteilung

[1.3.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes Verfahrensrecht, Sicherer Herkunftsstaat,
entschiedene Sacherémisch zwei.3.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes
Verfahrensrecht, Sicherer Herkunftsstaat, entschiedene Sache

11.3.1.1. GemaR § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor
dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von
Aufenthaltstiteln aus berilcksichtigungswuirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
aufenthaltsbeendenden Malinahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt
werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber
Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl.rémisch zwei.3.1.1. GemaR Paragraph 7,
Absatz eins, Ziffer eins, des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus berucksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von Osterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 87 aus 2012, idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

.3.1.2. Gemdll 8 6 des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesver-waltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI | 10/2013 idgF entscheidet im gegenstandlichen Fall der
Einzelrichter.rémisch zwei.3.1.2. Gemal Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesver-
waltungsgerichtes (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 10 aus 2013, idgF
entscheidet im gegenstandlichen Fall der Einzelrichter.

11.3.1.3. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz
Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idF
BGBI | 122/2013, geregelt (§ 1 leg. cit.). GemaR§ 58 Abs 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft und hat das ho. Gericht im
gegenstandlichen Fall gem. 8 17 leg. cit das AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.rémisch zwei.3.1.3. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist
durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz -
VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 33 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 122 aus 2013,, geregelt
(Paragraph eins, leg. cit.). GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft und hat das ho. Gericht im
gegenstandlichen Fall gem. Paragraph 17, leg. cit das AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch
vier. Teiles und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafl anzuwenden,
die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.

§ 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl zur Gewdhrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
bertcksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von 0sterreichischen Dokumenten flr Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBI | 87/2012 idFBGBI | 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdérden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
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Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberthrt. Gem. 88 16
Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind flr Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22
VwWGVG nicht anzuwenden.Paragraph eins, BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das
Verfahren vor dem Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von
Aufenthaltstiteln aus berilcksichtigungswuirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
aufenthaltsbeendenden Malinahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt
werden, BFA-Verfahrensgesetz, BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, 87 aus 2012, in der Fassung Bundesgesetzblatt
Teil eins, 144 aus 2013, bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fur
alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehdérden oder in
einem  entsprechenden  Beschwerdeverfahren vor dem  Bundesverwaltungsgericht gelten.  Weitere
Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberihrt. Gem. Paragraphen 16, Absatz 6, 18, Absatz 7, BFA-VG
sind fur Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die Paragraphen 13, Absatz 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht

anzuwenden.

11.3.1.4. Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.rémisch zwei.3.1.4. Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Die gegenstandliche Entscheidung ist mittels Erkenntnisses zu treffen (vgl. Erk. d. VWGH GZ. Ra 2017/19/0284 bis 0285-
620. September 2017)Die gegenstandliche Entscheidung ist mittels Erkenntnisses zu treffen vergleiche Erk. d. VwGH
GZ. Ra 2017/19/0284 bis 0285-620. September 2017)

I.3.1.5. Gem.§ 19 Abs. 5 BFA-VG kann die Bundesregierung bestimmte Staaten durch Verordnung als sicher
Herkunftsstaaten definieren. Gemald §8 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF, gilt der
Herkunftsstaat der bP als sicherer Herkunftsstaat.rémisch zwei.3.1.5. Gem. Paragraph 19, Absatz 5, BFA-VG kann die
Bundesregierung bestimmte Staaten durch Verordnung als sicher Herkunftsstaaten definieren. Gemal Paragraph
eins, der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 177 aus 2009, idgF, gilt der Herkunftsstaat
der bP als sicherer Herkunftsstaat.

Auf den konkreten Einzelfall umgelegt bedeutet dies, dass im Rahmen einer verfassungs- und richtlinienkonformen
Interpretation der oa. Bestimmungen davon ausgegangen werden kann, dass sich die Bundesregierung im Rahmen
einer normativen Vergewisserung in umfassendes Bild von der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat der bP unter Einbeziehung der unter I1.2.3 erdrterten Quellen verschaffte und zum Schluss kam, dass
der Herkunftsstaat die unter Anhang | der RL 2013/32/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2013
zur gemeinsamen Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes und den im Erk. des
VfGH vom 15.10.20014 G237/03 ua. genannten Kriterien erflllt. Auf den konkreten Einzelfall umgelegt bedeutet dies,
dass im Rahmen einer verfassungs- und richtlinienkonformen Interpretation der oa. Bestimmungen davon
ausgegangen werden kann, dass sich die Bundesregierung im Rahmen einer normativen Vergewisserung in
umfassendes Bild von der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der bP unter Einbeziehung der
unter rémisch zwei.2.3 erdrterten Quellen verschaffte und zum Schluss kam, dass der Herkunftsstaat die unter Anhang
réomisch eins der RL 2013/32/EU des Europadischen Parlaments und des Rates vom 26.6.2013 zur gemeinsamen
Verfahren fur die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes und den im Erk. des VfGH vom
15.10.20014 G237/03 ua. genannten Kriterien erfillt.

Aufgrund dieser normativen Vergewisserung besteht fiir die bB bzw. das ho. Gericht die Obliegenheit zur amtswegigen
Ermittlung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage nur insoweit, als seitens der bP ein konkretes Vorbringen
erstattet wird, welches im konkreten Einzelfall gegen die Sicherheit des Herkunftsstaates der bP spricht und der bB
bzw. dem ho. Gericht im Lichte der bereits genannten Kriterien die Obliegenheit auferlegt, ein entsprechendes
amtswegiges Ermittlungsverfahren durchzufihren. Diese Obliegenheit wurde seitens der bB erfullt.

Das Vorbringen der bP war nicht geeignet, einen Sachverhalt zu bescheinigen, welcher die Annahme zuliel3e, dass ein
von der Vorbeurteilung der Sicherheit fiir den Regelfall abweichender Sachverhalt vorliegt. Die Behtrde bzw. das ho.
Gericht waren in diesem Zusammenhang auch nicht verpflichtet, Asylgrinden nachzugehen, die der Antragsteller gar
nicht behauptet hat (Erk. des VfGH vom 15.10.2014 G237/03 ua mit zahlreichen wN) und liegt auch kein notorisch
bekannter Sachverhalt vor, welcher tber das Vorbringen der bP hinausgehend noch zu bertcksichtigen ware.
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11.3.1.6. GemaR§& 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die aul8er den Fallen der §§8 69 und 71 AVG die
Abdnderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener
Sache zurtickzuweisen, wenn die Behdrde nicht Anlass zu einer Verfugung gemaR § 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. Diesem
ausdrucklichen Begehren auf Abanderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich zu
behandeln, die bereits rechtskraftig entschieden ist (VwGH 30.9.1994, 94/08/0183; 30.5.1995, 93/08/0207; 9.9.1999,
97/21/0913; 7.6.2000, 99/01/0321).

~Entschiedene Sache” iSd 8 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenliber dem Vorbescheid weder die Rechtslage noch
der wesentliche Sachverhalt geandert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt
(VWGH 9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000, 98/12/0057; 25.4.2002,2000/07/0235).rémisch zwei.3.1.6. Gemal Paragraph
68, Absatz eins, AVG sind Anbringen von Beteiligten, die auBer den Fallen der Paragraphen 69 und 71 AVG die
Abdnderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener
Sache zuruickzuweisen, wenn die Behdrde nicht Anlass zu einer Verfugung gemald Paragraph 68, Absatz 2 bis 4 AVG
findet. Diesem ausdrucklichen Begehren auf Abanderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut
inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskraftig entschieden ist (VwGH 30.9.1994, 94/08/0183; 30.5.1995, 93/08/0207;
9.9.1999, 97/21/0913; 7.6.2000, 99/01/0321)., ,Entschiedene Sache" iSd Paragraph 68, Absatz eins, AVG liegt vor, wenn
sich gegenlber dem Vorbescheid weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geandert hat und sich das
neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt (VwGH 9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000, 98/12/0057;
25.4.2002, 2000/07/0235).

Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens Uber den ersten Asylantrag verwirklichten
Sachverhalt stltzt, steht die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VWGH 10.6.1998, 96/20/0266). Selbiges gilt, wenn
sich das neue Parteibegehren mit dem friheren deckt (etwa das Begehren der Gewahrung von internationalem
Schutz), die Partei dieses Begehren bei gleich gebliebener Sach- und Rechtslage jedoch anders begrindet (vgl. ho. Erk.
v. 6.10.2011, ZI. E10 417.640-2/2011/3E, E10 417.639-2/2011/3E, ZI. E10 417.641-2/2011/3E).Einem zweiten Asylantrag,
der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens Uber den ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stitzt, steht
die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VWGH 10.6.1998, 96/20/0266). Selbiges gilt, wenn sich das neue
Parteibegehren mit dem friheren deckt (etwa das Begehren der Gewahrung von internationalem Schutz), die Partei
dieses Begehren bei gleich gebliebener Sach- und Rechtslage jedoch anders begriindet vergleiche ho. Erk. v. 6.10.2011,
ZI.E10 417.640-2/2011/3E, E10 417.639-2/2011/3E, ZI. E10 417.641-2/2011/3E).

Im Rahmen einer Zusammenschau des Unionsrechts (Art. 40 Abs. 2 -3 der Richtlinie 2013/32/EU - Verfahrens-RL) und
des nationalen Rechts (§ 68 Abs. 1 AVG) liegt im Falle eines Folgeantrags auf internationalen Schutz keine entschiedene
Sache vor, wenn neue Umstande vorliegen und diese relevant sind (EuGH 9.9.2021, C-18/20; VwWGH 19.10.2021, Ro
2019/14/006, insbesondere Rn. 75-78):Im Rahmen einer Zusammenschau des Unionsrechts (Artikel 40, Absatz 2, -3 der
Richtlinie 2013/32/EU - Verfahrens-RL) und des nationalen Rechts (Paragraph 68, Absatz eins, AVG) liegt im Falle eines
Folgeantrags auf internationalen Schutz keine entschiedene Sache vor, wenn neue Umstdnde vorliegen und diese
relevant sind (EuGH 9.9.2021, C-18/20; VwWGH 19.10.2021, Ro 2019/14/006, insbesondere Rn. 75-78):

1. Neue Umstande liegen vor, wenn nachtraglich (seit der Rechtskraft der friheren Entscheidung) neue Tatsachen
entstanden sind bzw. der maRgebliche Sachverhalt sich gedndert hat (nova producta) oder wenn nachtraglich neue
Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen sind (nova reperta), die sich auf einen friheren Sachverhalt beziehen
(vgl. Art. 40 Abs. 2 Verfahrens-RL; EuGH 9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VwWGH 19.10.2021, Ro 2019/14/0006,
insbesondere Rn. 75f). Umgekehrt liegen keine neuen Umstande vor, wenn sich weder die Rechtslage im Vergleich zur
friheren Entscheidung geadndert hat noch neue Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen oder entstanden
sind.1. Neue Umstande liegen vor, wenn nachtraglich (seit der Rechtskraft der friheren Entscheidung) neue Tatsachen
entstanden sind bzw. der maRgebliche Sachverhalt sich gedndert hat (nova producta) oder wenn nachtraglich neue
Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen sind (nova reperta), die sich auf einen friheren Sachverhalt beziehen
vergleiche Artikel 40, Absatz 2, Verfahrens-RL; EuGH 9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VwGH 19.10.2021, Ro
2019/14/0006, insbesondere Rn. 75f). Umgekehrt liegen keine neuen Umstande vor, wenn sich weder die Rechtslage
im Vergleich zur friheren Entscheidung gedndert hat noch neue Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen oder
entstanden sind.

2. Liegen neue Umstande vor, so mulssen sie auch erheblich zur Wahrscheinlichkeit beitragen, dass internationaler
Schutz zuzuerkennen ist (vgl. Art. 40 Abs. 3 Verfahrens-RL; EuGH 9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VwGH
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19.10.2021, Ro 2019/14/0006, insbesondere Rn. 76f). Ein neues Vorbringen muss somit einen glaubhaften Kern haben
und wesentlich und relevant sein (vgl. etwa VWGH 21.8.2020, Ra 2020/18/0157, Rn. 16; 23.6.2021, Ra 2021/18/0087, Rn.
14; 19.2.2009, 2008/01/0344, Punkt 2.3.).2. Liegen neue Umstande vor, so mussen sie auch erheblich zur
Wahrscheinlichkeit beitragen, dass internationaler Schutz zuzuerkennen ist vergleiche Artikel 40, Absatz 3, Verfahrens-
RL; EUGH 9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VWGH 19.10.2021, Ro 2019/14/0006, insbesondere Rn. 76f). Ein
neues Vorbringen muss somit einen glaubhaften Kern haben und wesentlich und relevant sein vergleiche etwa VwGH
21.8.2020, Ra 2020/18/0157, Rn. 16; 23.6.2021, Ra 2021/18/0087, Rn. 14; 19.2.2009,2008/01/0344, Punkt 2.3.).

Werden nur Nebenumstande modifiziert, die fur die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind, so andert
dies nichts an der Identitit der Sache. Nur eine wesentliche Anderung oder ein wesentliches Hervorkommen von
Tatsachen - nicht bloR von Nebenumstdnden - kann zu einer neuerlichen Entscheidung fuhren (vgl. zB VwGH
27.9.2000, 98/12/0057). Liegt keine relevante Anderung der Rechtslage oder des Begehrens vor und hat sich der fir die
Entscheidung malgebliche Sachverhalt nicht gedndert, so steht die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen
Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen. Hierbei ist zu berlcksichtigten, dass die Entscheidung Uber den Antrag
auf internationalen Schutz hinsichtlich des Status des Asylberechtigten (§ 3 AsylG) und hinsichtlich des Status des
subsidiar Schutzberechtigten (§ 8 AsylG) trennbare Entscheidungen sind.Werden nur Nebenumstande modifiziert, die
far die rechtliche Beurteilung der Hauptsache unerheblich sind, so andert dies nichts an der Identitdt der Sache. Nur
eine wesentliche Anderung oder ein wesentliches Hervorkommen von Tatsachen - nicht bloR von Nebenumsténden -
kann zu einer neuerlichen Entscheidung fihren vergleiche zB VwGH 27.9.2000, 98/12/0057). Liegt keine relevante
Anderung der Rechtslage oder des Begehrens vor und hat sich der fiir die Entscheidung maRgebliche Sachverhalt nicht
gedndert, so steht die Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen.
Hierbei ist zu berlcksichtigten, dass die Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz hinsichtlich des
Status des Asylberechtigten (Paragraph 3, AsylG) und hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten
(Paragraph 8, AsylG) trennbare Entscheidungen sind.

Im Rahmen der oa. Ausfiihrungen ging die bB nach ho. Ansicht zu Recht davon aus, dass -auch bei Berlcksichtigung
der Sperzifika im Asylverfahren- im gegenstindlichen Fall mangels einer relevanen Anderung der Sach- oder Rechtslage
und dem Antragsbegehren (hiervon ist die Begrindung des Antrages zu unterscheiden) entschiedene Sache vorliegt.

Zu A)

I1.3.2. Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkungréomisch zwei.3.2. Nichtzuerkennung der aufschiebenden
Wirkung

11.3.3.1. Gemal § 16 (1) BFA-VG kommt der gegenstandlichen Beschwerde keine auf-schiebende Wirkung zurémisch
zwei.3.3.1. Gemal Paragraph 16, (1) BFA-VG kommt der gegenstandlichen Beschwerde keine auf-schiebende Wirkung
zu.

Gem. § 17 Abs. 2 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde binnen einer Woche ab Vorlage der
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art.
2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn
als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wiirde.Gem. Paragraph 17, Absatz 2, BFA-VG hat
das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde die aufschiebende
Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK, Artikel 8,
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Art. 8 EMRK lautet: Artikel 8, EMRK lautet:
»(1)Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale
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Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist.”

Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

.(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschutzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

Art. 3 EMRK lautet:

.Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen
werden."Artikel 3, EMRK lautet:, ,Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung unterworfen werden.”

11.3.3.2. Sicherer Herkunftsstaatromisch zwei.3.3.2. Sicherer Herkunftsstaat

Der Herkunftsstaat der bP ist gem. § 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV),BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF ein sicherer
Herkunftsstaat, weshalb der Tatbestand des8 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG erflllt ist.Der Herkunftsstaat der bP ist gem.
Paragraph eins, der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 177 aus 2009, idgF ein sicherer
Herkunftsstaat, weshalb der Tatbestand des Paragraph 18, Absatz eins, Ziffer eins, BFA-VG erfullt ist.

11.3.3.3. Zur Frage einer realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13
zur Konvention oder flr die bP als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes:romisch zwei.3.3.3. Zur Frage
einer realen Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK, der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention oder fur die bP als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes:

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRRe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des 6ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRRe kdrperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fUr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrucklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehdéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung ist die Zufiigung einer Demutigung oder Entwirdigung von besonderem Grad
zu verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2009/177
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/18

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Eine aufenthaltsbeendende MaRnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begrindete Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele: VfSlg 13.314; EGMR
7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehorde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat der bP zu
beriicksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fir
diesen weiten Prufungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die
Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fir ein ,ausreichend reales Risiko" fiir eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes (,high threshold”) dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex ,Schutz vor Abschiebung von

I

Traumatisierten in ,Dublin-Verfahren™, derselbe in Migralex: ,Abschiebeschutz von Traumatisieren”; EGMR: Ovidenko
vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs.
Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06. Eine aufenthaltsbeendende Malinahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann,
wenn begrindete Anhaltspunkte dafir bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt
wird (fur viele: VfSIg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehorde hat daher auch Umstande im
Herkunftsstaat der bP zu bertcksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs
fallen. Als Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der
EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fur ein ,ausreichend reales
Risiko” fur eine Verletzung des Artikel 3, EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes (,high threshold”) dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt vergleiche Karl Premissl in Migralex
.Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in ,Dublin-Verfahren™, derselbe in Migralex: ,Abschiebeschutz von
Traumatisieren”; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05,
Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aul8er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK flhren (vgl fur mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [,St. Kitts-Fall“], oder auch
Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der
EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begrindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auflerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auller Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des
Artikel 3, EMRK flihren vergleiche fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [, St. Kitts-Fall"], oder
auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 /
99).

Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtsprechung folgende Uberlegungen angestellt:

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 bzw. 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das Vorliegen
einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige
diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Bertiicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, bzw. 3 EMRK abgeleitet werden kann.



Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.Aufgrund der Ausgestaltung des
Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im
Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und

Grundfreiheiten Gber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat der bP nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
werden, dass fur die bP als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkurlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht. (dies kann auch
nicht in Bezug auf den innerstaatlich ungelésten Konflikt in Bezug auf die Territorialhoheit um Abchasien bzw.

Sudossetien nicht angenommen werden).

Es kann weiters nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter 8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.Es kann weiters nicht
festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.
Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt
abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der bP begrindete Ruckkehrhindernisse kénnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Krankheitsbedingte Abschiebehindernisse kamen ebenfalls nicht hervor (vgl. die Beschlisse des VwGH vom 21.
Februar 2017, Ro 2016/18/0005 und Ra 2017/18/0008 bis 0009, unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 13.
Dezember 2016, Nr. 41738/10, Paposhvili gegen Belgien; auch Beschluss des VwWGH vom 23.3.2017, Ra 2017/20/0038;
siehe auch Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [,St. Kitts-Fall]; Erk. d. VfGH 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9;
Urteil des EGMR (GroRRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05).Krankheitsbedingte
Abschiebehindernisse kamen ebenfalls nicht hervor vergleiche die Beschlisse des VWGH vom 21. Februar 2017, Ro
2016/18/0005 und Ra 2017/18/0008 bis 0009, unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 13. Dezember 2016, Nr.
41738/10, Paposhvili gegen Belgien; auch Beschluss des VWGH vom 23.3.2017, Ra 2017/20/0038; siehe auch Urteil vom
2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [,St. Kitts-Fall“]; Erk. d. VfGH 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9; Urteil des EGMR (Grof3e
Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05).

Ebenso ist davon auszugehen, dass Osterreich in der Lage ist, im Rahmen aufenthaltsbeendender MaRnahmen
ausreichende medizinische Begleitmalinahmen zu setzen (VWGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723, VfGH v. 12.6.2010,
Gz. U 613/10-10 und die bereits zitierte Judikatur; ebenso Erk. des AsylGH vom 12.3.2010, B7 232.141-3/2009/3E mwN).

Aufgrund der oa. AusfUhrungen ist davon auszugehen, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im
gegenstandlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
fahrt.Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im
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gegenstandlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
fahrt.

11.3.3.4. Zur Frage einer realen Gefahr einer Verletzung von Art. 8 EMRKrémisch zwei.3.3.4. Zur Frage einer realen
Gefahr einer Verletzung von Artikel 8, EMRK:

Bei dem Begriff ,Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der
Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention. Bei dem Begriff ,Familienleben im Sinne des
Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff
der Konvention.

I1.3.4.4. Basierend auf die getroffenen Feststellungen ist davon auszugehen, dass die Rickkehrentscheidung keinen
Eingriff in das Recht auf Familienleben darstellt, jedoch -in dubio- einen solchen in das Recht auf Privatleben,
wenngleich dieser schon alleine durch den erst -bezogen auf das Lebensalter der bP - kurzen Aufenthalt und den
niedrigen Integrationsgrad in Osterreich, welcher dariiber hinaus nur durch die unbegriindete Stellung eines
Asylantrages erreicht werden konnte, relativiert wird.romisch zwei.3.4.4. Basierend auf die getroffenen Feststellungen
ist davon auszugehen, dass die Rickkehrentscheidung keinen Eingriff in das Recht auf Familienleben darstellt, jedoch -
in dubio- einen solchen in das Recht auf Privatleben, wenngleich dieser schon alleine durch den erst -bezogen auf das
Lebensalter der bP - kurzen Aufenthalt und den niedrigen Integrationsgrad in Osterreich, welcher dariiber hinaus nur
durch die unbegrindete Stellung eines Asylantrages erreicht werden konnte, relativiert wird.

11.3.4.5. GemaR Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausiibung des Rechts auf das Privat-
und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRBnahme darstellt,
welche in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die &ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.rémisch
zwei.3.4.5. Gemal Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausibung des Rechts auf
das Privat- und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnhahme
darstellt, welche in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung,
das wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim BFA als auch beim ho. Gericht um 6ffentliche Behdrden im Sinne des Art. 8 Abs.
2 EMRK und ist der Eingriff in 8 10 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim BFA als auch
beim ho. Gericht um 6ffentliche Behdrden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der Eingriff in Paragraph 10,
AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung der durch Art. 8 (1) EMRK geschitzten Rechte
des Beschwerdefihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in
einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)
EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu priufen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung
der durch Artikel 8, (1) EMRK geschitzten Rechte des Beschwerdeflhrers im gegenstandlichen Fall durch den
Eingriffsvorbehalt des Artikel 8, EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich
die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismafiiger Wiese verfolgt.

11.3.4.6. Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der seitens gesetzlichen Vorgaben im Lichte der Judikatur
Folgendes:rémisch zwei.3.4.6. Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der seitens gesetzlichen Vorgaben
im Lichte der Judikatur Folgendes:

- Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Die bP ist den bereits genannten Zeitraum in Osterreich aufhaltig. Auch wenn weder das Gesetz noch die Judikatur
eine fixe Aufenthaltsdauer nennen um diese im Lichte des Art. 8 EMRK relevant erscheinen zu lassen, ist im
gegenstandlichen Fall darauf hinzuweisen, dass die im gegenstandlichen Fall vorliegende Aufenthaltsdauer zu kurz ist
um von einer rechtlich relevanten Integration sprechen zu kdnnen.Die bP ist den bereits genannten Zeitraum in
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Osterreich aufhéltig. Auch wenn weder das Gesetz noch die Judikatur eine fixe Aufenthaltsdauer nennen um diese im
Lichte des Artikel 8, EMRK relevant erscheinen zu lassen, ist im gegenstandlichen Fall darauf hinzuweisen, dass die im
gegenstandlichen Fall vorliegende Aufenthaltsdauer zu kurz ist um von einer rechtlich relevanten Integration sprechen

zu kdénnen.

Es entspricht der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger
als funf Jahren fir sich betrachtet noch keine maligebliche Bedeutung fur die nach Art. 8 EMRK durchzufihrende
Interessenabwagung zukommt (vgl. etwa VwWGH 21.2.2020, Ra 2020/18/0002, mwN). Liegt - wie im gegenstandlichen
Fall - eine relativ kurze Aufenthaltsdauer des Betroffenen in Osterreich vor, so wird nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes regelmafig erwartet, dass die in dieser Zeit erlangte Integration auBergewdhnlich ist, um die
Rickkehrentscheidung auf Dauer fir unzulassig zu erklaren (vgl. etwa VWGH 30.12.2019, Ra 2019/18/0498, mwN). Es
entspricht der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als
fanf Jahren fir sich betrachtet noch keine mafigebliche Bedeutung fir die nach Artikel 8, EMRK durchzufiihrende
Interessenabwagung zukommt vergleiche etwa VwGH 21.2.2020, Ra 2020/18/0002, mwN). Liegt - wie im
gegenstandlichen Fall - eine relativ kurze Aufenthaltsdauer des Betroffenen in Osterreich vor, so wird nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes regelmalig erwartet, dass die in dieser Zeit erlangte Integration
auBergewohnlich ist, um die Rickkehrentscheidung auf Dauer flr unzuldssig zu erklaren vergleiche etwa VwGH
30.12.2019, Ra 2019/18/0498, mwN).

- das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens [Privatlebens]

Die bP verflgt Gber sich aus der Aufenthaltsdauer typischerweise ergebenden privaten Anknipfungspunkte und halt
sich ein Onkel im Bundesgebiet auf, zu dem keine qualifizierte Bindungsintensitat besteht.

- die Schutzwurdigkeit des Familienlebens [Privatlebens]

Die bP begriindete ihr Privatleben an einem Zeitpunkt, als der Aufenthalt durch die Stellung eines unbegrindeten
Asylantrages vorUbergehend legalisiert wurde. Auch war der Aufenthalt der bP zum Zeitpunkt der Begriindung der
Anknupfungspunkte im Rahmen des Privat- und Familienlebens ungewiss und nicht dauerhaft, sondern auf die Dauer
des Asylverfahrens beschrankt. Es ist auch festzuhalten, dass die bP nicht gezwungen ist, nach einer Ausreise die
bestehenden Bindungen zur Ganze abbrechen zu mussen. So stiinde es ihr frei, diese durch briefliche, telefonische,
elektronische Kontakte oder durch gegenseitige Besuche aufrecht zu erhalten (vgl. Peter Chvosta: ,Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art. 8 MRK", ©JZ 2007/74 mwN). Ebenso stiinde es der bP -so wie jedem anderen Fremden auch- sich
um eine legale Wiedereinreise und einen legalen Aufenthalt zu bemuhen. Die bP begriindete ihr Privatleben an einem
Zeitpunkt, als der Aufenthalt durch die Stellung eines unbegriindeten Asylantrages voribergehend legalisiert wurde.
Auch war der Aufenthalt der bP zum Zeitpunkt der Begriindung der AnknUpfungspunkte im Rahmen des Privat- und
Familienlebens ungewiss und nicht dauerhaft, sondern auf die Dauer des Asylverfahrens beschrankt. Es ist auch
festzuhalten, dass die bP nicht gezwungen ist, nach einer Ausreise die bestehenden Bindungen zur Ganze abbrechen
zu mussen. So stinde es ihr frei, diese durch briefliche, telefonische, elektronische Kontakte oder durch gegenseitige
Besuche aufrecht zu erhalten vergleiche Peter Chvosta: ,Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK", O)Z
2007/74 mwN). Ebenso stiinde es der bP -so wie jedem anderen Fremden auch- sich um eine legale Wiedereinreise
und einen legalen Aufenthalt zu bemuhen.

- Grad der Integration

Die festgestellten -in dubio angenommenen- sozialen Anknlpfungspunkte der bP fuhren fir sich im Rahmen einer
Interessensabwagung zu keinem Uberwiegen der privaten Interessen. In diesem Zusammenhang sei auch auf die
hochstgerichtliche Judikatur verwiesen, wonach selbst die -hier bei weitem nicht vorhandenen- Umstande, dass selbst
ein Fremder, der perfekt Deutsch spricht sowie sozial vielfaltig vernetzt und integriert ist, Gber keine Uber das Ubliche
Mal hinausgehenden Integrationsmerkmale verfligt und diesen daher nur untergeordnete Bedeutung zukommt (Erk.
d. VwGH vom 6.11.2009, 2008/18/0720; 25.02.2010, 2010/18/0029).

- Bindungen zum Herkunftsstaat

Die bP verbrachte den Uberwiegenden Teil ihres Lebens in ihrem Herkunftsstaat, wurde dort sozialisiert, gehort der
Ethnie der Kisten an, bekennen sich zum Islam, stammt aus einer Region, in der die Angehdrigen der Kisten die
Mehrheit stellten und spricht neben der tschetschenischen auch die georgische Sprache. Ebenso ist davon


https://www.jusline.at/entscheidung/1032706
https://www.jusline.at/entscheidung/1333109

auszugehen, dass im Herkunftsstaat der bP Bezugspersonen etwa im Sinne eines gewissen Freundes- bzw.
Bekanntenkreises der bP existieren, da nichts darauf hindeutet, dass die bP vor ihrer Ausreise in ihrem Herkunftsstaat
in volliger sozialer Isolation gelebt hatte. Es deutet daher nichts darauf hin, dass es der bP im Falle einer Rickkehr in
ihren Herkunftsstaat nicht méglich ware, sich in die dortige Gesellschaft erneut zu integrieren.

- strafrechtliche Unbescholtenheit

Die Feststellung, wonach die bP strafrechtlich unbescholten ist, relativiert sich durch den erst verhaltnismaRig kurzen
Aufenthalt der bP und stellt dartber hinaus laut Judikatur weder eine Starkung der personlichen Interessen noch eine
Schwachung der offentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420). Der VwGH geht wohl davon aus, dass
es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als selbstverstéandlich anzunehmen ist, dass er die
geltenden Rechtsvorschriften einhdlt. Zu Lasten der bP ins Gewicht fallen jedoch sehr wohl rechtskraftige
Verurteilungen durch ein inlandisches Gericht (vgl. Erk. d. VWGH vom 27.2.2007, 2006/21/0164, mwN, wo dieser zum
wiederholten Male klarstellt, dass das Vorliegen einer rechtskraftigen Verurteilung den &ffentlichen Interessen im
Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK eine besondere Gewichtung zukommen lasst). Die Feststellung, wonach die bP
strafrechtlich unbescholten ist, relativiert sich durch den erst verhaltnismaRig kurzen Aufenthalt der bP und stellt
dardber hinaus laut Judikatur weder eine Starkung der persdnlichen Interessen noch eine Schwachung der
offentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420). Der VwGH geht wohl davon aus, dass es von einem
Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als selbstverstéandlich anzunehmen ist, dass er die geltenden
Rechtsvorschriften einhalt. Zu Lasten der bP ins Gewicht fallen jedoch sehr wohl rechtskraftige Verurteilungen durch
ein inlandisches Gericht vergleiche Erk. d. VwGH vom 27.2.2007, 2006/21/0164, mwN, wo dieser zum wiederholten
Male klarstellt, dass das Vorliegen einer rechtskraftigen Verurteilung den &ffentlichen Interessen im Sinne des Artikel 8,
Absatz 2, EMRK eine besondere Gewichtung zukommen lasst).

- VerstoRBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl- Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts

Die bP reiste -nicht zum ersten Mal- rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und verletzte sie hierdurch das hoch
einzuschitzende Offentliche Interesse an einem geordneten Vollzug des Fremden- und Niederlassungsrecht.

Zur Rechtswidrigkeit der Einreise ist im gegenstandlichen Fall zwar festzuhalten, dass georgische Staatsbiirger
gegenwartig und zum Zeitpunkt der Einreise der bP zwar zur visafreien Einreise berechtigt sind, jedoch nur in jenen
Fallen welche vom Abkommen zwischen der EU und der Republik Georgien umfasst sind (dies sind Reisen zu
Geschéfts-, Touristik- und familidaren Zwecken fur die Dauer von maximal 90 Tagen). Der Reisezweck der bP ist hiervon
nicht erfasst, weshalb sie visapflichtig gewesen waren und somit rechtswidrig einreisten.

- die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren

Der volljahrigen bP musste schon bei der Antragstellung aus ihrer Erfahrung, welche sie anlasslich der bereits friher
gestellter Antrége auf internationalen Schutz sammelte, klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der
Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz nur ein voribergehender ist. Ebenso indiziert die rechtswidrige
Einreise den Umstand, dass der bP die Unmdglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften Niederlassung bewusst
war, da davon auszugehen ist, dass sie in diesem Fall die Art der legalen Einreise und Niederlassung gewahlt hatten.

- mogliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behdrden in Bezug auf die Verfahrensdauer
Ein derartiges Verschulden kann aus der Aktenlage nicht entnommen werden.
-Auswirkung der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat auf die bP

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass dem -unter Eingriffsvorbehalt
sehenden- Art. 8 EMRK innewohnenden Recht auf das Privat- und Familienleben auch ein Recht auf korperliche
Unversehrtheit abzuleiten ist (vgl. etwa Erk. d. VWGH vom 28.6.2016, Ra 2015/21/0199-8). Vor diesem Hintergrund ist
die Zulassigkeit von aufenthaltsbeendenden MaRnahmen im Lichte des Art. 8 EMRK auch vor dem Hintergrund der
Lage im Herkunftsstaat, welche die bP im Falle einer Riickkehr vorfindet, zu prifen, wobei bereits an dieser Stelle Art. 8
EMRK -anders als Art. 3 leg. cit.- einen Eingriffsvorbehalt kennt.Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner standigen
Rechtsprechung davon aus, dass dem -unter Eingriffsvorbehalt sehenden- Artikel 8, EMRK innewohnenden Recht auf
das Privat- und Familienleben auch ein Recht auf kdrperliche Unversehrtheit abzuleiten ist vergleiche etwa Erk. d.
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VwGH vom 28.6.2016, Ra 2015/21/0199-8). Vor diesem Hintergrund ist die Zulassigkeit von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen im Lichte des Artikel 8, EMRK auch vor dem Hintergrund der Lage im Herkunftsstaat, welche die bP im
Falle einer Rickkehr vorfindet, zu prifen, wobei bereits an dieser Stelle Artikel 8, EMRK -anders als Artikel 3, leg. cit.-

einen Eingriffsvorbehalt kennt.

Im Rahmen der Beurteilung der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat der bP -welcher wie bereits erwahnt als sicherer
Herkunftsstaat anzusehen ist- ergaben sich im gegenstandlichen Fall keine Hinweise auf einen aus diesem Blickwinkel
relevanten Sachverhalt.

- weitere Erwagungen

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegentiber verhaltnismaBig sein. Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedirfnis

gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegentber verhaltnismafig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, uva).Nach standiger Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu
(VwWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privat- und/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o6ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden malgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8, Absatz
2, EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privat- und/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur Erreichung der in
Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu
subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -abgesehen von den
spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemafd den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdefuhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fur solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Im gegenstandlichen Fall ist bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich,
welcher die Annahme rechtfertigen wiirde, dass dem Beschwerdefihrer gem. § 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung
seines Aufenthaltes vom Inland aus offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine
unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf. Die
geordnete Zuwanderung von Fremden ist fir die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaf3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdeflhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Im gegenstandlichen Fall ist bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich,
welcher die Annahme rechtfertigen wiirde, dass dem Beschwerdefiihrer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die
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Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des
Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden
bedarf.

Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich Uber keinen Aufenthaltstitel verfiigen und denen bloB wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der Rechtsprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kdnnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtsprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,
16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

In seinem Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fihrte
der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das
Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland vom
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen
Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem Erkenntnis Rodrigues
da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 flhrte der EGMR unter Verweis auf
seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem Zeitpunkt
entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes
derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland vom vornherein unsicher war. Er stellte auch fest,
dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden
eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH fuhrte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend- aus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfullen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt
konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen.

Aufgrund der getroffenen Ausfliihrungen ist davon auszugehen, dass im Rahmen einer Interessensabwagung iSd Art. 8
Abs. 2 EMRK die offentlichen Interessen gegenuber den privaten betrachtlich Uberwiegen, weshalb davon auszugehen
ist, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im gegensténdlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer
Verletzung von Art. 8 EMRK fiihrt.Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass im Rahmen
einer Interessensabwagung iSd Artikel 8, Absatz 2, EMRK die offentlichen Interessen gegenlber den privaten
betrachtlich Uberwiegen, weshalb davon auszugehen ist, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im
gegenstandlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer Verletzung von Artikel 8, EMRK fihrt.

11.3.3.5. Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung war letztlich festzustellen, dass die bB zu Recht vom Vorliegen einer
entschiedenen Sache ausging und kommt der Beschwerde die aufschiebende Wirkung gem. § 17 Abs. 1 ZBFA-VG somit



ex lege nicht zu. rdmisch zwei.3.3.5. Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung war letztlich festzustellen, dass die bB zu
Recht vom Vorliegen einer entschiedenen Sache ausging und kommt der Beschwerde die aufschiebende Wirkung gem.
Paragraph 17, Absatz eins, ZBFA-VG somit ex lege nicht zu.

Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen war seitens des ho. Gerichts die Beschwerde gem.§ 17 Abs. 1 BFA-VG nicht
zuzuerkennen.Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen war seitens des ho. Gerichts die Beschwerde gem. Paragraph
17, Absatz eins, BFA-VG nicht zuzuerkennen.

Il.4. Absehen von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlungrémisch zwei.4. Absehen von der Durchfihrung
einer mundlichen Verhandlung

Eine Beschwerdeverhandlung konnte gem. 8 21 Abs. 6a BFA-VG unterbleibenEine Beschwerdeverhandlung konnte
gem. Paragraph 21, Absatz 6 a, BFA-VG unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemal}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3 Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Aus den dem gegenstandlichen Erkenntnis entnehmbaren Ausfihrungen geht hervor, dass das ho. Gericht in seiner
Rechtsprechung im gegenstandlichen Fall nicht von der bereits zitierten einheitlichen Rechtsprechung des VwGH,
insbesondere zur Auslegung der in § 17 Abs. 1 BFA-VG genannten Tatbestandsmerkmale abgeht. Im Hinblick auf die
Auslegung des Rechtsinstituts des sicheren Herkunftsstaates orientiert sich das ho. Gericht ebenfalls an der hierzu
einheitlichen héchstgerichtlichen Judikatur. Ebenso 16st das ho. Gericht die Frage, ob eine Verhandlung stattzufinden
hatte im Lichte der hdochstgerichtlichen Judikatur.Aus den dem gegenstandlichen Erkenntnis entnehmbaren
Ausfiihrungen geht hervor, dass das ho. Gericht in seiner Rechtsprechung im gegenstandlichen Fall nicht von der
bereits zitierten einheitlichen Rechtsprechung des VwGH, insbesondere zur Auslegung der in Paragraph 17, Absatz
eins, BFA-VG genannten Tatbestandsmerkmale abgeht. Im Hinblick auf die Auslegung des Rechtsinstituts des sicheren
Herkunftsstaates orientiert sich das ho. Gericht ebenfalls an der hierzu einheitlichen hdchstgerichtlichen Judikatur.
Ebenso 16st das ho. Gericht die Frage, ob eine Verhandlung stattzufinden hatte im Lichte der hdchstgerichtlichen
Judikatur.

Aufgrund der oa. Ausfihrungen war die Revision nicht zuzulassen.
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